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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000148/2016 

an die Kommission 
Artikel 128 der Geschäftsordnung 

Nikolaos Chountis, Gabriele Zimmer, Fabio De Masi, Dimitrios Papadimoulis, Kostas 

Chrysogonos, Kostadinka Kuneva, Stelios Kouloglou, Sofia Sakorafa, Paloma López Bermejo, 

Marina Albiol Guzmán, Matt Carthy, Lynn Boylan, Martina Anderson, Liadh Ní Riada, Javier 

Couso Permuy 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

Betrifft: Verstoß gegen die Charta der Grundrechte der Europäischen Union in Griechenland im 
Hinblick auf die Arbeitsbeziehungen 

Während die griechische Regierung und die Organe der EU (im Rahmen der zweiten Überprüfung des 
griechischen Programms) über die Zukunft der Arbeitsbeziehungen verhandeln, haben sich Gläubiger 
zu Wort gemeldet, die eine weitere Liberalisierung des bereits deregulierten griechischen 
Arbeitsmarkts fordern. 

Gleichzeitig haben sich Fraktionen und Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie der 
Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) mehrfach gegen diese Forderungen ausgesprochen und die 
Organe der EU aufgefordert, die arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu respektieren, damit 
Griechenland keinen Ausnahmestatus bei der Anwendung des Unionsrechts erhält.  

Darüber hinaus fordert letzterer die Wiederaufnahme der Tarifverhandlungen, denn deren Aussetzung 
sowie jede weitere Deregulierung der Arbeitsbeziehungen in Griechenland bedeuten die Aufhebung 
des Rechts der Arbeitnehmer, Tarifverträge auszuhandeln und abzuschließen – was einen 
eindeutigen Verstoß gegen den Geist der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und der 
Europäischen Sozialcharta darstellt. 

Welchen Standpunkt vertritt die Kommission, und welche Maßnahmen wird sie im Rahmen der 
Verhandlungen zwischen Griechenland und seinen Gläubigern ergreifen, um die Einhaltung der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union und der Europäischen Sozialcharta sicherzustellen? 
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